
Von Stephanie Weltmann

Essen. Da war der Giftgasanschlag
in Syrien, dann Nordkoreas Dro-
hung mit der Atombombe, der Ter-
ror in Stockholm und jetzt in Dort-
mund – allein derMonat April gibt
wohl ausreichend Anlass, um die-
ser Tage für den Frieden auf die
Straße zu gehen. Bundesweit rufen
dazu Initiativen am Osterwochen-
ende auf. „Nein zu Krieg und Ter-
ror!“, heißt es auf Flugblättern für
den traditionellen Ostermarsch,
der auch im Ruhrgebiet am heuti-
gen Samstag beginnt.
Mit einem Ansturm rechnen die

Organisatoren der ruhrgebietswei-
ten, dreitägigenAktion indesnicht:
Vielleicht zwei- bis dreitausend
Teilnehmer werden erwartet, heißt
die Prognose. Sowie in denVorjah-
ren. Trotz unruhiger Zeiten schwä-
chelt die Friedensbewegung.
Von Duisburg über Essen, Gel-

senkirchen, Herne, Bochum und
Dortmund zieht der Protestzug bis
Ostermontag durchs Revier. Bernd
Brack aus Essen gehört seit über
dreieinhalb Jahrzehnten zu den
Organisatoren und zum Essener
Friedensforum. Es habe immer
Hochs und Tiefs in der Bewegung
gegeben, beschwichtigt er. „Die
Menschen gehen auf die Straße,
wenn sie selbst von etwas betroffen
sind“, sagt er.

Wie Anfang der 80er-Jahre, als
Brack zur Friedensbewegung fand.
DasWettrüsten des Kalten Krieges
hatte an Fahrt gewonnen, nach-
dem die Sowjetunion in Afghanis-
tan einmarschiert war und Mittel-
streckenraketen in Osteuropa in
Position gebracht hatte. Die Nato
beschloss ihrerseits, mit Atom-
sprengköpfen besetzte Raketen in
Westeuropa aufzustellen. Dass sie
auch in Deutschland stationiert
werden sollten, befeuertedie Skep-
sis in der Bevölkerung gegen das
atomare Wettrüsten. Die zersplit-
terte Friedensinitiative schwoll zu
einer neuenMassenbewegung an.

In Bonn gingen im Herbst 1981
rund 300000 Gegner auf die Stra-
ße, Brack war dabei. „Wir waren
uns sicher nicht in allen Punkten
einig“, so der Essener. „Aber in ei-
ner Sache wollten wir das Gleiche.
Dasmotivierte und verband.“ Viel-
leicht sei das der Unterschied zu
heute, überlegt Brack: „Die Leute
sind mündiger, sie hinterfragen
mehr.“ Sie seien dadurch auch we-
niger bereit, Differenzen zu über-
brücken, um für ein gemeinsames
Ziel einzustehen.
Für den 17-jährigen Jurek Ma-

cher, Friedensaktivist und Landes-
schülervertreter, ist das auch eine
Folge davon, dass die Konflikte

komplizierter werden. „Man muss
sichnurSyrien angucken,wie viele
Parteien an diesemKrieg ihrenAn-
teil haben“, sagt Macher. Daraus
entstehe auch eine gewisse Ohn-
macht etwa bei Jüngeren: Zwar sei-
en sicher viele gegen den Krieg,
aber auch gegen den Terror, der be-
kämpft wird.

Jeder Konflikt hat seine Bewegung
Sabrina Zajak forscht am Bochu-
mer Institut für soziale Bewegun-
gen. Die Juniorprofessorin sagt:
„FrüherwardieFriedensbewegung
größer, weil es den einen großen
Konflikt gegeben hat.“ Den gebe es
heute trotz der gefühlten Bedro-

hungslage nicht. Vielmehr seien es
viele einzelne Anlässe, auf die
Menschen direkt reagierten. Bei-
spielhaftnennt siedieWahldesUS-
Präsidenten Trump, durch die sich
Rechtspopulisten in Europa ge-
stärkt sahen. Dagegen gründete
sich in Deutschland die Pro-Euro-
pa-Initiative „Pulse of Europe“, die
inzwischen in über 100 Städten
Ableger hat.Oder Syrien: Statt gro-
ßer Anti-Kriegs-Demonstrationen
haben sich zig Hilfsgruppen in den
Städten gegründet, die Flüchtlin-
gen vor Ort halfen. „Engagement
wird anders kanalisiert, es müssen
nicht immer Friedensläufe sein“,
sagt die Soziologin.
Ist die Zeit derMärsche also vor-

bei? Zajak glaubt das nicht. Jede
Bewegung brauche Riten. Und nur
weil Friedensthemen derzeit weni-
ger Menschen mobilisieren, müsse
das nicht so bleiben. 2003 etwa gab
es große Proteste gegen den Irak-
Krieg. BerndBrack aus Essen sieht
sich und seine Mitstreiter daher
wie Statthalter. „Wir sind ein harter
Kern, der die Bewegung erhält.“
Sollte es dazu kommen, dass wie-
der mehr Menschen gegen Krieg
protestieren, seien sie bereit.

Die Friedensbewegung harrt aus
Ostern protestieren Aktivisten traditionell gegen den Krieg. Jüngste Eskalationen
geben reichlich Anlass – doch mit einem Ansturm rechnen Organisatoren nicht

Köln. Nach einer Layout-Panne bei
den Stimmzetteln zur Landtagswahl
am 14.Mai müssen Essen, Dort-
mund,Köln,Aachenundmöglicher-
weise weitere NRW-Städte Zehntau-
sende Unterlagen neu drucken las-
sen.Das berichtet der „Kölner Stadt-
anzeiger“. Der Name der DKP war
auf demStimmzettel kleiner geraten
als die anderen. „Schriftgröße elf
statt zwölf“, sagte Rita Klösges von
der Stadt Aachen. Ein Sprecher des
Landeswahlleiters bestätigte den
Vorfall. Um eine Ungleichbehand-
lung einer Partei auszuschließen,
würde man „vorbeugend zu einer
Neubeschaffung raten“, sagte er.
Aufgefallen ist der Fehler in einer

Druckerei inMönchengladbach, be-
vor die Zettel an die Städte ausgelie-
fertwurden. 2015hatte es einenähn-
lichen Vorfall in Köln gegeben: Bei
der Oberbürgermeister-Wahl waren
Parteinamen zu groß gedruckt.

Wahlpanne: Partei
zu klein gedruckt

Düsseldorf.NRW-Innenminister Ralf
Jäger (SPD) hat die Kritik von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
an einer aus ihrer Sicht mangelhaf-
ten Terror-Abwehr in Nordrhein-
Westfalen zurückgewiesen. „Das
zeigt eine gewisse Unkenntnis bei
derBundeskanzlerin“, sagte Jäger zu
Merkels in einem Interview mit die-
ser Zeitung geäußerten Forderung,
auch der NRW-Polizei müsse die
Möglichkeit zur „Schleierfahn-
dung“ gegeben werden. Diese ver-
dachtsunabhängigen Personenkont-
rollen, die in fast allen anderen Bun-
desländern erlaubt sind, seien „nicht
das geeignete Mittel“, um potenziel-
len Terroristen das Handwerk zu le-
gen, konterte Jäger. In der Terror-Ab-
wehr komme es auf gezielte Ermitt-
lungen und gute Quellen des Verfas-
sungsschutzes an, nicht aufwahllose
Kontrolle aller Bürger.
Der Landesvorsitzende der Poli-

zeigewerkschaft GdP, Arnold Pli-
ckert, stellte sich hinterMerkels For-
derung. Es gehe nicht um wahllose
Kontrolle aller Bürger, sondern um
Überprüfung von erfahrungsgemäß
einschlägigen Orten wie Rastplät-
zen. „Wenn wir keine tatsächlichen
Hinweise haben, sind wir zurzeit
handlungsunfähig“, so Plickert. tobi

Jäger wirft
Merkel

Unkenntnis vor
Minister weist Kritik an
Terror-Abwehr zurück

Köln.DieKölnerBrauerei „Früh“hat
eine einstweilige Verfügung gegen
die AfD erwirkt. Anlass war ein
Wahlplakat der Partei, auf dem eine
Pfandsammlerin eine Bierflasche
aus dem Mülleimer zieht. „Die
Früchte eines arbeitsreichen Le-
bens“ stehtdarunter.AufderFlasche
ist das „Früh“-Logo zu sehen, was
der Brauerei nicht passt: Man wolle
nicht mit der AfD in Verbindung ge-
bracht werden, hieß es von der
Brauerei. „Wir wollen unser Logo
nicht auf einem Wahlplakat sehen“,
sagte „Früh“-Chef Alexander Rolff.
Als Konsequenz muss die Partei

das Logo auf allen Plakaten und bei
Wahlwerbung im Internet retuschie-
ren. Die AfD-Führung reagierte bis-
sig: „Glücklicherweise klagte die
Brauerei rechtzeitig, so dass klar
wurde, um wen es sich handelte.“
Für die kostenloseWerbung erwarte
man ein Dankschreiben. memo

AfD muss Bier-Logo
von Wahlplakaten
in NRW entfernen
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Hexenjagd
Kritik an NRW-Innenminister Ralf
Jäger. Die Hexenjagd auf Minister
Ralf Jäger geht meines Erachtens
zu weit. Wie in einer Schulklasse
wird er zum Opfer einer Rufmord-
und Mobbingkampagne. Er hat in
der Regierung eines des verant-
wortungsvollsten Ressorts inne,
bietet somit eine breite Angriffsflä-
che und ist zum ausgesuchten
Symbol für die Kampagne gewor-
den. Werfe mit viel Schmutz, Ver-
leumdung und Anschuldigungen
auf den Minister – und irgendwas
wird schon hängen bleiben.
Helmut Frericks, Duisburg

Kriegerischer Akt
Interview mit Angela Merkel.
Wenn Frau Merkel das amerikani-
sche Vorgehen in Syrien nachvoll-
ziehen kann, verdrängt sie, dass
es nach der UN-Charta nur zwei
Gründe für ein militärisches Ein-
greifen gibt – Selbstverteidigung
oder eine entsprechende Resolu-
tion des Sicherheitsrates. Da bei-
des nicht vorliegt, handelt es sich
bei dem Raketenbeschuss um ei-
nen illegalen kriegerischen Akt.
Michael Wrazidlo, Essen

BRIEFE AN DIE REDAKTION

@ Bitte senden Sie Ihre Meinung
mit Namen undWohnort an
meinungsforum@waz.de

Wir behalten uns das Recht vor, Ihre
Einsendung zu kürzen. Ein Anspruch
auf Veröffentlichung besteht nicht.

Attentat. Karfreitag hat ein pa-
lästinensischer Attentäter in Jeru-
salem eine Britin mit einemMes-
ser lebensgefährlich verletzt. Der
Mann wurde festgenommen. Seit
Oktober 2015 hat es in Israel eine
Welle von Anschlägen mit über
320 Toten gegeben. Die meisten
davon wurden bei ihren eigenen
Anschlägen getötet.

Grenzlager. Polen will Asylbe-
werber künftig in Lagern an der
Grenze in Gewahrsam nehmen. An
entsprechenden Bestimmungen
werde gearbeitet, so Innenminister
Mariusz Blaszczak. Auf die Frage,
ob er Migranten in Containerlagern
hinter Stacheldraht unterbringen
wolle, sagte er: „Das ist eine Idee
für eine Notfallsituation, die in
Ungarn gut funktioniert hat.“

Brasiliens Präsident
Temer gerät unter Druck

LEUTE

Brasilia. In Brasilien
gerät nun auch Präsi-
dent Michel Temer
selbst in der Korrup-
tionsaffäre um den
Baukonzern Ode-

brecht unter Druck. Per Videobot-
schaft räumte Temer ein, sich mit
einem verdächtigten Odebrecht-
Manager getroffen zu haben. Bei
dem Gespräch in seinem Büro im
Jahr 2010 sei es aber weder um
Beträge noch um schmutzige Ge-
schäfte gegangen. epd FOTO: DPA
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32 Prozent der Fran-
zosen sind gut
eine Woche vor
der Präsidenten-

wahl noch unentschlossen. Zu die-
sem Zeitpunkt sind es sonst nur
25 Prozent Unentschiedene.

„Früher war die
Friedensbewegung
größer, weil es den
einen großen Kon-
flikt gegeben hat.“
Sabrina Zajak, Juniorprofessorin am
Institut für soziale Bewegungen

Ihren Ursprung haben die Os-
termärsche in Großbritannien.
Als die britische Regierung den
Bau einer Wasserstoffbombe
plante, demonstrierten 1958
Zehntausende drei Tage lang. Der
erste deutsche Ostermarsch fand
1960 in Norddeutschland statt,
ab 1961 auch in NRW. Unter dem

Eindruck der Kubakrise 1962
wurden die Märsche zurMassen-
bewegung. Sie versandete zu-
nächst in den 68er-Unruhen.

Der Ostermarsch 2017 geht
nach Anti-Atom-Protesten in Gro-
nau mit 250 Teilnehmern in Duis-
burg weiter: ostermarsch-ruhr.de

1961 kam die Bewegung in NRW an

Berlin. Unmittelbar vor dem Verfas-
sungsreferendum an diesem Sonn-
taghat „ReporterohneGrenzen“auf
massive Einschränkungen der Me-
dienfreiheit in der Türkei hingewie-
sen. Während des gesamten Wahl-
kampfs habe ein Klima der Ein-
schüchterung gegen Unterstützer
eines „Nein“ zu den Verfassungsän-
derungen geherrscht, kritisierte die
Organisation in Berlin. Sie zweifelt
die Gültigkeit der Abstimmung an,
die Staatspräsident Recep Tayyip Er-
dogan imFalleeinerMehrheitder Ja-
Stimmen mehr Macht verleiht.
„Der immer weiter zunehmende

Druck auf kritische Journalisten ha-
ben die Freiräume für eine demokra-
tische Auseinandersetzung stark
verringert“, sagte der Geschäftsfüh-

rer von „Reporter ohne Grenzen“,
Christian Mihr. Mehr als 150 Me-
dien seien geschlossen. Hunderte
Journalisten sitzen in der Türkei in
Haft.

Journalist Yücel bleibt in Haft
In Deutschland sorgt vor allem der
Fall des deutsch-türkischen „Welt“-
Korrespondenten Deniz Yücel für
Aufsehen. Er sitzt seit Ende Februar
wegen desVorwurfs der Propaganda
für Terroristen in der Türkei in Ein-
zelhaft. Diese Untersuchungshaft
kann fünf Jahre andauern. Da
Deutschland die Auslieferung türki-
scher Staatsbürger verweigere, wür-
den umgekehrt Deutsche wie Yücel
nicht überstellt, solange er im Amt
ist, sagte Präsident Erdogan. epd

Reporter ohne Grenzen: Türkei
schüchtert Gegner Erdogans ein
Medien vor dem Referendum stark eingeschränkt

Düsseldorf. Innenminister
Ralf Jäger (SPD) hat den
Vorwurf zurückgewiesen,
den Landtag in der „Affäre
Wendt“ getäuscht zu haben.
Eine zuletzt aufgetauchte E-
Mail aus 2012 sei keinBeleg
dafür, dass seine Spitzenbe-
amten seit Jahren von der
leistungslosen Besoldung des Vorsit-
zenden der Deutschen Polizeige-
werkschaft Rainer Wendt gewusst
hätten, sagte Jäger in einer Sonder-
sitzung des Innenausschusses.
In dem Schreiben sei „von einer

vollständigen Freistellung von
HerrnWendt nicht die Rede“, so der
Minister. Die E-Mail sei „nicht ein-
deutig“.Am9.August 2012hatte der
damalige Direktor des Landesamtes

für PolizeilicheDienste und
Vorgesetzte vonWendt, Jür-
genMathies, in einerE-Mail
an seinen Personalverant-
wortlichen über ein Ge-
spräch mit Jägers Polizei-
Abteilungsleiter Wolfgang
Düren vom Vortag berich-
tet. Es sei darüber geredet

worden, Wendt aus der Zeiterfas-
sung herauszunehmen. Er war aus
dem Hauptpersonalrat ausgeschie-
den undhatte seinen letztenArbeits-
nachweis in NRW verloren.
Düren und Mathies erschienen

nicht zur Sondersitzung. Jäger be-
gründete dies mit einem laufenden
internen Verfahren. Zudem befän-
den sie sich im Urlaub. Die Opposi-
tion war empört. tobi

Innenminister weist Vorwurf der
Täuschung im Fall Wendt zurück
E-Mail belege nicht, dass Besoldung bekannt war

Ralf Jäger
FOTO: O. DIETZE/DPA
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1984 war die Friedensbewegung ein Massenphänomen: Zehntausende demonstrierten gegen die Aufrüstung. FOTO: DPA
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